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EineEinwendungerfolgtnicht ,woraufderVorsitzendedem. IENERGEMEINDERAT nächstenRednerdasWorterteiltJ
Sitzungvom30 .Dezember1926

FortsetzungderSpezialdebatteüberdenVoranschlag
. R.Huber( chr .soz .)bemerkt,dasströtzderAusserkraftsetzun

desAnforderungsgesetzesdiebefürchtetenundangekündigtenMieterex¬
DieSitzungwirdnachvierUhrnachmittagsvomVorsitzen- zesseausgebliebenseien .ImGegenteildieMieterseienzufriedenerals

denGemeinderatSchorscheröffnetAlserdemGemeinderatUllreichdas früherweilihnendasErlangenvonfreiwerdendenWohnungennunmehrer -
Worterteilt ,meldetsich GameinderatZimmerlzur Geschäftsordnungunder -¬
käärt ,dassGemeinderatSchorsch,als er mittagsdieSitzungunterbrochen

leichtert wurde .Wenndie Mehrheitimmerwiedersage ,dassdieprivate
Bautätigketnichtmehrauflebenkönne ,dannmüssemanontgegnen ,dass

hatte,erklärt habe ,die Sitzung ist geschlossen .Der VorsitsandeGemeinde- ¬
unterbrochenrat Schorscherklärt ,er habedieSitzung und mit denWorten ,

untersolchenUmständendieStadtWienkeineLebensfähigkeitmehrhätte
DieGemeindevernachlässigedieObdachlosenfürsorge ,sievergessean

dieSitzungist geschlossen,nurangedeutet,dassjetztdieMittagspausebe jeneObdachlose,dieindenMistkistenschlafenmüssen.EswärePflicht
ginne .EsmeldetsichdannnochStadtratKunschakzurGeschäftsordnung.
GemeinderatSchorscherteilt ihmabernichtdasWort ,dabereitsGemeinde-

des Wohnungsamtes,dafür Sorgezu tragen ,dass auchdieseObdachlosen
irgend wo untergebracht werden Er weüdet sich dagegen ,dass in denstäd -

rat UllreichseineRedebegonnenhatte .GemeinderatUllreichkritisiert
die Bezeichnung Bauzinsbeiträge ,die Geschäftsleute für ihre Geschäftslo¬

tischenWohnhäusernEinzelzimmeruntergebrachtwerdenundhältesfür
wünschgenswert,nichtEinzelzimmerzubauen,sondernLedigenheime.Inaus

kaleinstädtischenWohnhausbautenzahlenmüssen.ErstelltdenAntrag, führlichen Erörterungenbeshäftigt sich dannGemeinderatHubermitdem

denAusdruckBauzinsbeiträgezustreichenunddafürdasWortBaukosten- Mieterschutz.DerMieterschutzist eineFragederVolkswirtschaftvon

beiträgeeinzusetzen .Erbemängelt ,dassdie GruppeIV ,die übrigensganz eminenter Bedeutung und es ist nur zur behuern ,dass aus demMieterschut

abgebautwerdenkann ,auf eigeneFaustSozialpolitikbetreibt .Bemeinderat vondenSozialdemokrateneinPolitikumgemachtwurde.DerWertderWiene
Ullreichkritisiert auch ,dassdieGemeindeverwaltungzuwenigfürdas Häuserbetrugeinst70Billionenundistjetztauf ' 5Billionenher¬
Kleingartenwesentut .ErverlangtweitersdieInstandsetzungderRäume untergesunken.Dasist ein Zustand ,dersichnichthaltenkann .DerRed--
desArbeitslosenamtesbeimWimberger.In seinenweiterenAusführungenbe¬ nerkommtdannauchaufdenAusgleichsfondszusprechen ,vondemer
schäftigter sichdahit ,dassdieBedeutungdesWohnungsamtesgegenfrüher sagt ,dasser nureineneueSteuerwäre ,Dannkritisierter dieTätigkeit
nicht mehrbesteht .Er richtet an Stadtrat Weberdie Frage ,warumdasWoh¬ derSchlichtungsstellenWenneinHausherrzurSchlichtungsstellekommt,

nungsamt jetzt die Wohnungswerbernicht mehr klassifiziere .Sicher des - wirdernichtwiederEigentümerbehandeltderseinHausdenMietern
wegen,damitdieZahlderWohnungslosensichnichtvergrössere.GemeinderatunentgeltlichzurVerfügunggestellthat ,sondernwieaneingeklagter
Ullreichverwahrtsichauchdagegen,dassdieSozialdemokratenbehaupten, Verbrecher.DieMietervertreterverhöhnenihnundeswerdenUrteils
dieChristlichsozialenverlangendenfünfzehntausendfachenFriadenszins, derSchlichtungsstellengefällt ,diegeradezulächerlichsindKeinWun
undstellt fest dassdieMinderheithureinevernünftigeRegelungdes der ,wenndergrössteTeilderHausbesitzerdenGangzurSchlichtungs

Mieterschutzes,die je auchimInteressederMietargelegenwäre ,fordert . stellescheut,weilersichnichtBeschimpfungenaussetzenwill .Infol¬
DerRednererklärt dann ,dass die Gemeindenicht genügendbaueundauch
nichtimStandesei ,die ObdachlosigkeitinzudämmenSchliesslichverlangt

gedessenist auch der arge Verfall vieler WienerHäuserbegreiflich ,

umsomehralsindemStreixumdienotwendigenReparaturendemHaus¬
ervonderGemeindeverwaltungaucheineAenderunginihrerHaltungim herrnoftunrechtgegebenwerde.Würdemaneinewirklichzweckmässige

Siedlungswesenundwünscht,dassdieGemeindeauchSiedlungen,dienicht HerstellungderHäuserfördern;dannkönntenrund40. 000Arbeiterganz-
fGemeindegründenbeabsichtigtsind ,fördern .WasSiefür denFlachbau jährigvollaufbeschäftigtseinundes wärenumso viel Menschenin

aufwendewerdeimmerweniger,RednerbehandeltwingehenddieFragedes WienwenigerArbeitslose .Rednerspricht über dasVertrauensmännersystem
Mieterschutzes,präzisiertnochmalsdenbekanntenStandpunktderChrist¬ indenGemeindehäusernbezeichnetdieZuständealsgeradezuskandalös
lichsozialendiedurchausnichtfürdievölligeAufhebungeintreten,
sondernnureinevernünftigeRegelungderEinsbildungwünschen.Eingros -

undschliesst :Wienhat die Pestgsfahrüberdauert ,dieEinfälle
derAvarenundHunnen,es hatunterseinenBürgermeieterimJahre1683

ser Fehlersei vondenSozialdemokratenbegangenwården ,dasssiedie die TürkengefahrabgewährtundWienwirdauchdieBolschewistenwelle
WohnbausteuernichtalsBundesgesetzdurchliessen ,wodurchauchinandererüberstehendieübervunshereingebrochenist ,undwirdwiederzueinerge
LänderndergemeinnützigeWohnungsbauermöglichtwordenwäre .DieSozial- sundenWirtschaft zurückkehren ,( Gelächterbei den Sozialdemokraten ,Bei
demokratenbetreibenebenkeineWohnungsfürsorgesonderndenKasernen- fallbeiderMinderheit).
bau .Mankönnevonder Minderheitnicht verlangen ,dasssie einesolche
ArtderPflegedesWohnungswesensgutheissenunddeswegenwerdesie

icht für das in BeratungstehendeKapitelstimmen.
BürgermeisterSeitzkommtaufdenZwischenfallzuBeginnder

Sitzungzusprechen.GemeinderatZimmerlhabeineinerAnfragedieEnun¬
ziationdesVorsitzendenSchorschderMeinungAusdruckgegeben,dassdie-¬
se EnunziationaufSchlussderSitzunggelautethabeDerBürgermeister
habesichdasstenographischeProtokollvorlegenlassennachwelchem
derVorsitzendeSchorschfolgendesenunzierte:„IchlassenundieMit¬

. RtinKurzbauer(chr.soz. )beschäftigtsichmitder
Hausgehilfinnenfrage .Sie beklagt es ,dass in den städtischen Dienst¬
vermittlungsstellennur sozialdemokratischorganisierteMädchendenHaus
frauen empfohlen werden .Sen jungen Mädchendie vomLande kommen ,wer - ¬

dendie Hausfrauenimmerals ihre natürlichenFeindinnen ,gleichsamal
Skdavenhälterinnen geschildert .Tatsache sei ,dass sich dieKlöster

derLandmädchensehrannehmenundihnenlehren ,dasssie nichtnurRech¬
te sondern auch Pflichten haben .Auchsozialdemokratischgesinnte Haus¬

frauensehendiese Misständeein undholensich ihr Personallieberaus
tggspauseeintreten,dieFortsetzungderSitzungfindetumvierUhrnach¬



Zweit
ienElgsternundnichtausdenstädtischenDienstvermittlungsstellen.

GRErban(che,soz, )wirftdieFrageaufwarumaufden
derWohnbausteuerwährendmandochwisse,dassderErtzagderWohnbau¬
steuernurzumgeringstenTeilezurDeckungderBaukostenhinreiche,meinderatssdurchGewaltmittelausdenBahnenihrerPolitikdrängenkön
dergrössteTeilausdemSptragandererSteuernbestrittenwerdenmüsse.
DannbemängeltderRednerdieZuständeindenGemeindehäusern,indenen
dieVertrauensmännersozialistischePropagandabetreibenundsogarso
wåitgehen ,lass ein HornistdesrepublikanischenSchutzbundesTagre
veilleblaseunddannalleNeuigkeitendenMieternverkündeAufBeschwer

denvonMieternwurdediesesMorgenblasenallerdingseingestellt ,aber
hederVertrauensmannvonTürzuTürundsageseineSprüchlein

imBeseindesBundespräsidentenderein ,imheurigen
Vrundsteinfürdie25.000teGemeindwohnunggelegtaberinWirklichkeitsinderst15. 000Wohnungenfertiggestellt,derRestsolleerstwieder
amtsführendeStadtratWeberselbstmitgeteilthabe,indenfolgendenJah-¬
rengebautwerden.MitdieserGrundsteinlegungder25.000tenWohnungrtworden.seialsoeindemagogischesManöver sdieAbstattungder.Ba¬

gertwerde.aaufmehrMonate dassdieGemeindeverwaltu
eUbikationenzurVerfügungstellenwolleErba
deverwaltungfürdasKleingartenwesenzuwenig

sKleingartenwese
eninstädtischenWohnhäuser

derStiegenbeleuchtungverand

isiert,dassdasganzeGemeinde
aufdasWohnungswesenkonzentriertisEwüns

darüberAfklzäungnachwelchenNormenjetztdasWohnungsamtamtshan¬11- ¬delt,undbemängelt,dassdasjetzigeSystemdesWohnungsamte
ligkentrollosesist .St.R.WeberkommtinseinemSchlusswortaufdieinderDebatte

brachteFritikundaufdieverschiedenenAnfragenzurückAufdieAn
fragedesGemeinderatesDepplerbezüglichderKlassifikabionenamWohnungs¬
amteentgegheter ,dassalleAnsuchenumVermietungeineWohnungnach

Runktsystemeinei.UeberprüfungunterzegenwerdenunddassbesderZu-¬ingeineWohnunglediglichdiebesondereDringlichkeitentscheideEs
seivollständigunrichtig,dassdieZuweisungennachparteipölitischenGe¬
sichtspunktenvorsichgehen.GemeinderatReismannseiihmzurUnterstüt

ArbeitenimWohnungsamtezugewiesenwordenErerwidertdaan
aufdiesonstigenBeshwerdenwosaufdieVerwaltungsgruppe
menderMehrheitangenommenwirdEsgelangtnunderDringlichkeitantragdesBürgermeisterszur

Nort.

derzahlenmässigenGrundlagefürdiegesamteGebarungderGemeindever
waltung. Ichhabeschonoftgesagt:DasErbe,daswirausderAera
Luegersübernommenhabenist imallgemeineneinrechttrauriges.DasEin
zige,dessonmansichalsBürgermeisterherzlichfreuenkann,istdieRege
lungderGeschäftsführungdesGemeinderatesdieerunshinterlassenhat
DasisteinfeinausgearbeitetesSystemderSicherungderVerwaltungge
genjedeStörung,vorallemgegenjedeObstruktion.

nvorigeWochediedamalsimGemeinde
stellteObstruktionalssinnlossberatausgebrocheneund

debautendieInschriftangebrachtwerde"ErbautausdenMittelnZeichnethabe,sowardasnichtnurzutreffendinHinsichtaufdenihr
zugrundeliegendenpolitischenGedanken,dassmandieMajoritätdesGe¬

ne,sondernauchzutreffendintaktischerBeziehung,weiljeder,derdas
vorerwähnteErbeLuegerskennt,wissenmusste,dassjedeObstruktion
zwecklosist ,dasssiescheiternmuss.

DieverfassungsrechtlichenBestimmungenüberdenVoran
schlagderGemeindeWienunterscheidensichwesentlichvondenenandererGebietskörperschaften.SobedeutethinsichtlichderAusgabenwirtschaf.
derVoranschlagdesBundeszugleichdieBewilligungfüralleMassnahmen,
diedieRegierungimLaufedesJahreszutreffenbeabsichtigtDerVor
anschlagderGemeindedagegenisteigentlichnureinHaushaltsplan,fast
nureinePrognosedarüberwiesichdiefinanzielleGebarungvollziehen
wird;dieeigentlicheBewilligungderMassnahmenerfolgterstimLauf
desJahresjenachdenKompetenzbestimmungendurchdenMagistrat,die
GemeinderatsausschüssedenSenat,denGemeinderatoderdurchdenBürger
meister,FüreinigeGruppenderVerwaltungistdieserPlannunschonfes
gestellt.FürdieübrigensollerdurchdieAnnahmedesvosliegendenAn
tragesfestgestelltwerdenIstdasbis31.Dezember1926nachtsges
hen,sogehtdieVerwaltungungehindertihrennormalenWegDamitist
selbstverständlichnichtgesagtdassstörendeDauerredendieSitzungen
desGemeinderatesnichtlangweiliggestaltenkönnenmanhatauchda
durchkeireSicherunggegenstörendenLärmunddergleichen;abeauf
denFortgangderVerwaltunghabenderartigeErscheinungenkeinenEin
fluss.WennichdieseTatsachebegrüsse,sonichtetwadeshalbweilmir
meinAmtdadurcherleichtertwird ,sondernvorallemausdemGrund
dassmeinerAnsichtnachbeidemheutebestehendenZweiparteiensystem
dauerndeObstruktionensichwahrscheinlichnichtblossaufeinzelne
Gebietskörperschaitenbeschränken,sondernsehrbaldeineallgemeineEr
scheinungwürdendiekeinemanderenZweckhabenkönnte ,als dieHerbe
führungvonNeuwahlenDassaberNeuwahlen,wennsievonderimBunde-be¬
stehendenMajoritätgewünschtwürden,jedenTagsofortaufnormaleWei
se durchVorlagedernotwendigenGesetzeimNationalratherbeigeführt
werdenkönntenunddasesdahersolcherMittelnichtbedarf,istklar

GRMüller(chr,soz,):SiebrauchennurdenBeschlusszufassen
dderGemeinderatkannneugewähltwerdenManhatunsnunoffiziellversichert,dassdas,wasimGemeinde

ratgeschehenistüberhauptkeineObstruktionwar.DasAbendblattder
christlichsozialenParteisagtdasinUebereinstimmungmitdenRedendie
wirhiergehörthaben,gesternganzdeutlichEinanderesBlattdagaller¬
dingsimDienstederantisemitischchristlichsozialenParteinochkeine
sehrlanganrechabargeDienstzeitaufweist,rühmtdieObstruktionmitde

ngDerVorsitzendeerteiltzurBegründungdemBürgermeisterdasBemerkung,derStadtratBreitnerhabesichvorihrimGemeinderatbeugenmüssenSiebeweisenesdamit,dassmehrereAnträgederOppositionderge¬de

BürgermeisterSeitz:WirkommennunmehrzudemwichtigstenSchäftsordnungsmässigenBehandlungunterzogenwurdenImParlamentistes/ittderVerhandlungendesVoranschlages,dassistdieFeststellungnormaleVorgang,dassjederwährendderBudgetberatunggestellterAntragzurgeschäftsordnungsmässigenBehandlungandenAusschussverwiesenwird.
ManhatdorfürdiesenVorgangdenAusdruck:Leichenbegängniszweiter

Klasse. 2asbeiIhnent: Istd
n



DritterBogen.
BürgermeisterSeitz:DieseUnsinnigkeiten
BediesemWortentsteht bei der MinderheitgrosserLärm.

GR .Dopplerruft :Dasist eineBeleidigung!EsfallenzahlreicheZwichenrufe
Schlägt. R.Doppler mitderHandaufdasPult .AlsderLärmsich.

gelegthat ,sagtderBürgemeister:
IchpolemisieregegenBlätterstimmenWarumhättenwir

dieseAnträgenichtdergeschäftsordnungsmässigenBehandlungzuführen.

G .R .Angermayer( chrsoz .)JahrelanghabenSiediesel¬
benAnträgebegraben!

. R.Haider(chr,soz.)ruft:Dåsindschon25Minuten!
Vasitzender. . Weig: Ichshhaueschonselbstaufdie

Uhr!
Aberichgestehe,esistmirganzgleichgiltig,obmanvonErfolg

edetunddie langenRedenObstruktionnenntådernicht :Aufwasichaus¬
drücklichGewichtlegenmuss ,dasist dieTatsache,dassbeiunsererGe¬
schäftsführungjedes einzelne Mitglieddes GemeinderatesohnnUnterschied
der Partsi genau so viel Finfluss ausüben kann als der Stärke seiner Ar- ¬
gumenteentspricht.DieMajoritätdesGemeinderatesumfasstzweiDrittel
derganzenKörperschaftSieist aufeindeutlichumschriebenesProgramm
gewähltundführt es mit unerschütterlicherKonsequenzdurchWennirgend
wasdieseDurchführungin denEinzelheitenbeeinflussenkann ,so ist es
dasArgument.Gewaltanwendung ,Obstruktion,scheitertunweigerlichandem
WiderstandderMajorität,diedurchdenWillenderMehrheitderWienerBe-¬
völkerungzurFührungderGemeindegeschäfteberufenwordenist .Wirwerden
uns niemalsabdsängenlassen vomMieterschutzundvonseinerKonsequenz ,

demWohnbauprogramm.Wirwerdenuns daherauchnicht abdrängenlassenvon
derlogischenAuswirkungdaesesSystemsaufdie Steuern ,Wirwerdennicht
zurückkehrenzudemfrüherenSystemderallegleichtreffendenHauszins
steuer und der Umlagenauf den Mietzins ,sondern festhalten an derWohn¬

bausteuermitderProgressionWirwerdennichtzurürkkehrenzurVerzehrung
steuerdieauchdieNahrungsdesArbeitslosenin gleichemMasstrifft ,
wiediedesReichen,sondernandemSystemderNahrungs-undGenussmittel¬
abgabefesthaltenWirwerdenmitwinemWortandemGrundsatzderSteu-¬
erpolitiknichtrüttelnlassen.

GPZimmerl(chr.soz,) Dashabenwirniemalsverlangt!
Wennes vonZeit zu Zeit beiwechselnden

UnständenmöglichseinsolltedieeineoderdieandereSteuerzuermässige
sowirdunsdassehrfreuenWirhabendieHerabsetzungderFürsorgeabgabe
längstinsAugegefasst ,bevordieObstruktionhierausgebrochenistund
wirwerdenimmerrechtzeitigdenMomenterfassen ,in demeineHerabset-¬
zungmöglichist WenndannineinemsolchenAugenblickdieOpposition
triumphierendsagenwird,siehabedieHerabsetzunglängstverlangtund
sie habenunmehrgesiegt ,werdenwir ihr diesenSiegneidlosüberlassen.
Esist ganzselbstverständlich,dassdieOppositiondiesesVerlangenim
merstellt undebensoselbstverständlich,dassdieMehrheitdieHerabsetzu
zungvonSteuernnur dannvornimmt ,wennder geeigneteMomentgekommen

ist .Dasstarre Nein ,mitdemunsGemeinderatKunschakin einerRede
denunzierthat ,wirdimmerGeltunghaben ,gegenüberseinenAnträgenauf
AenderungdesSystems.Wenner aberbegehrt ,dassvonZeitzuZeitAen-¬
derungenin denAnsätzenderSteuererfolgensollensowerdenwiruns
indiesemWunschimmerbegegnen.EineObstruktionjedochkönntedenZeit-¬
punktfürErmässigungenniemalsnäherrücken,siekänntehöchstensgeeig
netsein ,wennsieauchinLandtagausbräche,ihnzeitweiligzuverschie-¬
ben.WenndieMinderheitimGemeinderatderAnsichtist ,dasssieeinen
Erfolgerzielthat ,soistunsdasnurrecht,weildannbeideTeilebe¬
friedigtsind .DieMajoritätdarüber ,dassnichtsanderesgeschieht,

wassiefürrichtighältunddieMinderheitdarüber,dasssieeinenighat .

DerAntragdenichgestellthabe ,kennzeichnetschonvonselbs
seinenZweckWennerangenommenwird,sowirddieBudgetberatungselbst
verständlichimMonatJännerfortgeführtwerden .Heuteerbitte ichdie
AnnahmedesAntrages,damitschonvom1 .Jäner1927andieverfassuhgs
rechtlicheGrundlagefür die ordnungsmässigeFührungderGemeindever.
waltunggesichertwird(LebhafterBeifallbeiderMehrheit).

Für die christlichsoziale Fraktion sagt Stadtrat Kunschak:

Ichhabegeglaubt,dassderHerrBürgermeisterdenAntrag,denereingebrachthat ,inseinerRedebegründenwird.
EinsolcherAntragist imGemeinderatenochnie dagewesenundhättesi¬
cher einer tiefgründendenErklärungbedurft DerHerrBürgermeisterhat
dasnicht getan .Ich stelle zunächstfest dassdie BeratungdesBudgeten
nichtrechtzeitigbegonnenwurdeundderBeginnderBeratungimWider
spruchmitder Verfassungsteht Ueberdie BemerkungdesHerrnBürger¬

meisters ,dassdasErbenachDr .Luegerein traurigessei ,will ichmich
HdderAeusserungenthalten.(StarkerBeifallbeidenChristlichsozialen)
DasErbeLuegersverteidigen ,hiesse,es verklei nern( StarkerBeifallbei
denChristlichsozialen ).AberichkannnichtumhindieAeusserungendes
HerrnBürgermeistersvonhauteseinerRedeandenStufendesLuegerdenk¬
males gegemüberzustellen .Ueberdie Bemerkung ,die Obstruktion sei sinne
los gewesen ,will ich nur feststellen ,dass wir es immerabgelehnthaben ,
unsere Vor gangsweise Obstruktion nennen zu lassen ,Wennder HerrBürger¬

meisterdies sinnlosbezeichnet ,so bin ich neugierig ,wieer dieObstruk¬
tionseinerParteiimParlamentbezeichnenwürde( Dr.DannebergsDie
uar sehr nützlich ) .Ich stelle weiters fest ,dass die Normenvonfrüher
heute keine Giltigkeit mehrhaben .Die Verwaltungbezieht sich aufdie
neue Verfassung und Geschäftsordnung .Ueber die AeusserungdesHerrn
Bürgermeistersüber die UnsinnigkeitunsererAnträge ,will ich nursagen
dassderHerrBürgermeieterseineRolleverwechselthatundsichineine
frühereZeit zurückversetztfühlte ,in der er Kinderunterrichtete ;denn
nichts haftet in einemälteren Gedächstnisso fest ,wieKindererinne¬
rungen.(BeifallbeidenChristlichsozialen).

FürmeineFraktionhabeichnunfolgendeErklärungabzugeben
In der Generdebattehat der HerrBürgermeisteran unsdie Bittegerich
tet ,unsereVerhaltenso einrichten zu wollen ,dass der Voranschlagnoch
vor dem 31 .Dezember seine Erledigung finden kann ,Unsere Antwortlautete

DieEntsheidungliegt bei Ihnen ,DreffenSie Ihre Entscheidung ,wirwerden
danndieentsprechendeKonsequenzdarausziehen.

SiehabenIhreEntscheidunggetroffen ,Wirerkennenausdieser ,
dassSie IhrenschroffablehnendenStandpunktgegenüberderMinorite
aufgegebenhabenundwillenssind ,unsereMitarbeitso zu werten ,wiedies
durchdieGrundsätzederDemokratieunddieRegelndesParlamentarismus
gebetenerscheint.DieAbstimmungüberunsereAnträgezurVerwaltungsgruppeII unddieErklärungdesHerrnamtsführendenStadtratesderGruppeI
lassen uns hoffen ,dass in Zukunft den Bedürfnissen desWirtschaftslebens

unddenForderungennacheiner unparteiischenPersonalpolitikjeneBe
achtungundBerücksichtigunggeschenktwerdendürfte,diewirbisherimmer

undimmerwiederzu fordern verpflichtetwaren .
WirziehenausdieserSachlagedieunszulässigerscheinende

Schlussfolgerung.
DasobersteRechtderSelbstverwaltungist dasBudgetrecht

Demsteht die PflichtderrechtzeitigenVorsorgedurchdasBudgetgege
über- DiesePflichtist allenFakrorenderSelbstverwaltungauferlegt
InersterLinieaberobliegtsiedenMehrheitsparteien .Wirhabendiese
PflichtauchalsMinoritätniemalsverleugnet,unsvielmehrzurselben
rückhaltslosbekannt,solangewir glaubten,diesunseremAnse¬
henundunsererMandatspflichtzumutenzudürfen.

WirstehennunvorderTatsache ,dassderVoranschlagnicht
mehrrechtzeitigverabschiedetwerdenkann .BiszurStundesindvonden



VierterBogen.

neunGruppendesVoranschlageserstdreiGruppengenehmigtDieGenehmigur
derrestlichensechsGruppenwärenurdurcheineEnblockannahmezuer¬
zielen .DieMehrheitist alsogezwungen,sollnichteingesetzloserZustand
eintreteneineeinwandfreieLösungzusuchen .DieVerfassungderStadt
WienundebensodieGeschäftsordnungdesWienerGemeinderatessehennur
sehrunzulänglichvor ,waszugeschehenhatundwasgeschehenkann,falls
eine rechtzeitige Erledigungdes Voranschlagesnicht erzielt wird .Der
Faragraph96derVerfassunggibtdemBürgermeisterdasRecht ,inFällen,
in denen ohne Schädigungdes Gemeindeinteresseseine EntscheidungdesGe¬

meinderatesnicht abgewartetwerdenkanndie erforderlichenVerfügungen
gegennachträglicheGenehmtgungdurchdenGemeinderatselbstzutreffen
Nurbei gewalttättgerAuslegungundAnwendungdieser BestimmungderVer-¬

fassung könntediese supplierend an die Stelle des demGemeinderatvor¬
behaltenenBudgetrechtestreten DurcheinensolchenVorgangwürdeein
ZustandgeschaffendernuralsAutokratieniemalsaberalsDemokratie
gewertetwerdenkönnte,SiesucheneinenanderenAusweg,indemSiedurchIhrenDringlich¬
keitsabtrageineArtErmächtigunggesetzsich bewilligenwollen .Einsol -¬
cherVorgangist wederin der Verfassung ,nochin derGeschäftsordnungvor¬

gesehenundkanndaherschonausdiesemGrundeunsereBilligungnicht
finden .Wasaber unseren schärfsten Widerspruch herausfordert ,ist der

Umstand,dassdieBeratungderDringlichkeitsanträgeunterAusnahmsbe¬
stimmungengestellt ist ,DieFragederDringlichkeitsteht ausserhalbje
derBesprechungsmöglichkeit.SiewirdlediglichdurchAbstimmungentschie¬
den ;die Besprechungdes meritorischen Inhaktes dringlicher Anträgeist
durchdie Geschäftsordnungauf zwanzigMinutenbeschränkt .

Ausdieser Besonderheitder BehandlungdringlicherAnträgeergibt
sich für jedesdemokratischundparlamentarischempfindendesGewissen
zwangsläufigdieVeberzeugung ,dassdieInstitutionderdringlichenAn¬
träge nicht zur Erlangungeiner dasBudgetrechtdesGemeinderatestane
gierendenErmächtigungmissbrauchtwerdendarf .

WirlegendahergegendiesenVorgangdenentschiedendstenProtest
din undbehaltenunsdie Ueberprüfungder Rechtslageunddaraussich
eventuellergebendeweitereSchrittevor .AnderVerwirklichungIhrerAb¬
sicht können wir Sie bei der Unzulänglichkeit und der Eigenart derge¬
schäftsordnungsmässigenBestimmungennichthindern ,Wirstellendaher
Ihre Versündigunggegen die Geboteder Demokratieund die Regeldes

Parlamentarismusin das Licht der Oeffentlichkeitundunter dieSchärfe
unseresWiderspruches .( StarkeranhaltenderBeifall bei denChristlichso

zialen ) .
BürgermeisterSeitzerklärtzurEibringungdesDringlichkeitsantrages
aufGrundderBestimmungender§ §16und18derGeschäftsordnungberech¬
tigt gewesenzusein .Esist in dergeschichtlichenEntwicklungwiederholt
geschehen ,dass in der FormvonDringlichkeitsanträgenäusserstwichtige
Angelegehheitenentschiedenwordensind .Darübergibt es keineVorschrift .
Esdürftewohlbekanntsein ,dassgeradeBudgetvorlagennichtseltenin
dringlichemWegebeschlossenwordensind ,sowohlinunseremalsauchin
anderenParlamenten.Aufden§96derGeschäftsordnunghabesichderBürger
meisternichtberufen ,er habemitdieserSachenichtszutunundwerde

andereStadtratundauchderBürgermeisterniemalsgegenirgendwelche
AnregungeneinenschroffablehnendenStandpunkteingenommenhaben .(Wider¬
spruchbeiderMinderheit).HierentscheidendieMachtderArgumenteund
derrichtigeZeitjunkt .Allerdingsmussbetontwerden,dassjederVersuch
unsvondenGrundsätzenunsererVerwaltungabzubringen,einerschroffenAb¬
lehnungbegegnenwird.(LebhafherBeifallbeiderMehrheit)

DerDringlichkeitsantragwirdvonderMehrheitangenommen .
. R.Zimmerlruft :VerfassungsbruchAbrahamovicsderZweite!

BürgermeisterSeitz ,der nunmehrdenVorsitzübernommenhatdahkt

allenMitgliederndesGemeinderatesfürdieindiesemJahrgeleistete
ArbeitundschliesstdieSitzungmitNeujahrswünschen.

nurangewendet ,wennderGemeideratnichtdazukommt,rechtzeitigeine
dringliche Entscheidungzu treffen .Dass ich den § 96 nur insolchen
dringenden Fällen anwende ,ergibt sich aus der ganzen Praxis .Gegenüber

derErklärungdesStR.Kunschak,dassderamtsführendeStadtratBreitner
in seiner Redeangedeutethabe ,an seinemschråff ablehnendenStandpunkt
gegenüberderMinderheitfesthaltenzuwollen ,sei zuerwidern ,dassselbst
verständlichsowohlderamtsführenderStadtratfürFinanzwesen,wiejeder
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